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a. Die Anrufung des internationalen Gerichtshofes erfolgt nur mit Zustim­
mung und Vermittlung des Staates, dem der prozessführende Private angehört.

b. Die Anrufung des internationalen Gerichtshofes durch einen Staat gegen 
Verfügungen und Urteile eines ändern Staates setzt einen Spezial- oder General­
kompromiss unter den beteiligten Staaten voraus.

6. Die schweizerischen Delegierten haben dafür einzutreten, dass die Haager 
Schiedsgerichtsinstitutionen erhalten bleiben. Sofern die Frage des Sitzes des 
internationalen Gerichtshofes in dem Sinne aufgeworfen wird, dass der Haag für 
diese Institution in Aussicht genommen wird, so werden sie sich zustimmend ver­
halten, werden aber die Frage nicht selber aufrollen.

7. Als ordentliche Gerichtssprache mangels besonderer Vereinbarung der 
Parteien soll das Französisch angenommen werden.

Es wird beschlossen: Zustimmung zu den vorgenannten Grundlagen der 
Instruktionen.
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Le Ministre de Suisse à Paris, A. Dunant, 
à la Division des Affaires étrangères du Département politique

Copie de réception  Paris, 5. Februar 1920
T n° 12 (A nkunft: 6. Februar)

Der unmittelbare Mitarbeiter von Léon Bourgeois, Clauzel, lässt mir durch 
einen meiner Mitarbeiter nachstehendes mitteilen:

1. Der Liga-Rat wird Freitag den 13. Februar über die Frage der Schweiz 
Beschluss fassen. Es wäre deshalb wünschenswert, dass die Herren Ador und 
Huber am Dienstag in London sein würden und ihre Bemerkungen (observa­
tions) schon Mittwoch vorlegen würden, damit der Referent Zeit hat, seinen 
Bericht zu beendigen.

2. Clauzel glaubt, dass das Ergebnis über die Frage der Neutralität den Wün­
schen der Schweiz entsprechen wird, aber es wäre nach seiner Meinung wün­
schenswert, wenn unsere Unterhändler dem Völkerbundsrat nicht eine zu starre 
und gebieterische Formel vorlegen würden, da letzterer sein möglichstes macht, 
um uns zufriedenzustellen.1

3. Clauzel sagt, dass eine zu grosse Hartnäckigkeit, unsern Beitritt von demje­
nigen der Vereinigten Staaten abhängig zu machen beim Liga-Rat einen schlech­
ten Eindruck machen könnte.

Anderseits weiss ich, nachdem ich den spanischen Botschafter sowie meinen

1. Par télégramme n° 15 du 6 février au Département politique, Dunant ajoutait:
Wie ich aus vertraulicher guter Quelle erfahre, hat Millerand an Bourgeois geschrieben, um 

ihm klarzulegen, dass die französische Regierung grösstes Interesse darauf legt, dass das schwei­
zerische Begehren durch die Londoner Konferenz gut aufgenommen werde. (E  2001 (B ) 8 /6 ) .
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griechischen und japanischen Kollegen gesehen habe, dass die Frage der Schweiz 
unter Nummer 8 auf der Tagesordnung von London figuriert und dass der Refe­
rent ein Engländer sein wird.
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C O N S E I L  F É D É R A L  
Procès-verbal de la séance du 6 février 1 9 2 0 1

Instruktionen für die Völkerbundsmission.

Antrag des politischen Departementes
vom 6. Februar

Bundespräsident Motta verliest und kommentiert den Instruktionsentwurf. 
Um deutlich zum Ausdruck zu bringen, dass der Ausschluss des Durchzugs­
rechts nur eine Seite der im ganzen Umfang anzuerkennenden militärischen 
Neutralität bilde, wird zu Punkt I beschlossen, am Ende von Abs. 1 zu sagen:
« à l’Assemblée fédérale du 3 février. Or, le droit de passage en tout cas.»
Punkt V wird beanstandet, weil der Bundesrat auch nicht den Schein erwecken 
dürfe, als ob er ohne vorherige Befragung der eidg. Räte auf die amerikanische 
Klausel des Bundesbeschlusses verzichtet hätte. Wenn er dies jetzt schon tue und 
die Volksabstimmung schon bald, also ohne genügende Vorbereitungszeit, statt­
finden müsste, dann werde der Völkerbund für lange Jahre begraben. Im gegen­
wärtigen Augenblick könne der Bundesrat daher nicht zusichern, auf die ameri­
kanische Klausel zurückzukommen, wenn schon dies in einigen Monaten viel­
leicht möglich wäre. Herr Schulthess behält sich daher, gerade um den Völker­
bund für uns zu retten, in dieser Frage seine Stellungnahme vor, wozu er sich 
umso mehr veranlasst sieht, als ihm auch die Garantie der militärischen Neutrali­
tät nicht über jeden Zweifel erhaben scheint, wenn am Sitz des Völkerbunds, in 
Genf, eine exterritoriale Radiostation errichtet wird und auch die militärischen 
Organe des Völkerbunds installiert werden. Anderseits wird darauf verwiesen, 
dass die Stellung der Mission in London äusserst erschwert und auch die für die 
Stellung der Schweiz im Völkerbund hochwichtige Sitzfrage zu unsern Ungun­
sten beeinflusst würde, wenn die Delegierten nicht in diesem Punkt einiges Ent­
gegenkommen in Aussicht stellen könnten. Nach Erwägung mehrerer von der 
Vorlage abweichenden Formulierungen gelangt der Rat dazu, bei Punkt V die 
Delegierten zum Hinweis auf die vom Bundesrat am 3. Februar 1920 in den eidg. 
Räten abgegebene Erklärung2 zu ermächtigen. Die Instruktionen erhalten daher 
folgenden Wortlaut:

I. Il est essentiel d’obtenir du Conseil de la Société des Nations une déclaration 
écrite et officielle qui confirme la reconnaissance de la neutralité perpétuelle de

1. Etait vacant le siège de F. Calonder.
2. Cf. n° 241.
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